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Sitzung des Beirates bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen am 24.06.2013 
 
Dienstequalität von Breitbandzugängen 
 
 
Beschluss 
 
1. Der Beirat begrüßt die Arbeiten der Bundesnetzagentur zur Umsetzung der 
Verbraucherschutzbestimmungen nach dem novellierten Telekommunikationsgesetz. Die 
Themenbereiche „Transparenz von Vertragsleistungen“ und „Anbieterwechsel“ sind von 
besonderer Bedeutung für den Wettbewerb auf Endkundenebene. Durch die Messstudie und 
die Auswertung der Vertragsbedingungen hat die Bundesnetzagentur wichtige Grundlagen 
geschaffen, um zielgerichtet weitere Aktivitäten einleiten zu können. 
 
2. Der Beirat stellt fest, dass die Messstudie „Dienstequalität bei Breitbandzugängen“ und die 
Auswertung der Vertragsbedingungen eine deutliche Diskrepanz zwischen vermarkteter und 
tatsächlich erreichter Datenübertragungsrate aufzeigen. Der Beirat begrüßt, dass die 
Bundesnetzagentur einen Eckpunkteentwurf vorgelegt hat, um die Transparenz im 
Endkundenmarkt zu fördern. Vorrangiges Ziel muss es dabei sein, dem Endkunden 
Transparenz darüber zu verschaffen, welche Datenübertragungsrate (Mindestbandbreite) mit 
ihm vom TK-Unternehmen vereinbart wird und wie er in technisch einfacher Form 
kontrollieren kann, ob diese Rate auch tatsächlich zur Verfügung steht. Zugleich müssen 
Sanktionsmechanismen für den Fall einer Abweichung entwickelt werden. Insofern bittet der 
Beirat die Bundesnetzagentur von ihren Befugnissen nach § 41a Absatz 2 TKG sowie § 43a 
Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 2 Nr. 3 TKG Gebrauch zu machen. Das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie wird gebeten, zu prüfen, ob dieses Vorgehen der 
Bundesnetzagentur durch Erlass einer Verordnung gemäß § 45n TKG unterstützt werden 
kann. 
 
3. Der Beirat bittet die Bundesnetzagentur um Stellungnahme erstens zur Aussagekraft des 
Breitbandatlas vor dem Hintergrund der Ergebnisse der Messstudie und zweitens zur Frage, 
wie nach einer umfassenden Evaluierung des Breitbandatlasses eine präzisere Darstellung 
der tatsächlichen Versorgungslage erreicht werden kann. 
 
4. Der Beirat nimmt zur Kenntnis, dass Prozesse des Anbieterwechsels oftmals nicht 
komplikationslos verlaufen und die maximal vorgesehene Unterbrechungszeit in vielen 
Fällen nicht eingehalten wird. Der von der Bundesnetzagentur eingeleitete intensive Dialog 
mit Unternehmen der Branche sowie die inzwischen eingeleiteten Bußgeldverfahren werden 
deshalb begrüßt. Der Beirat bittet um einen Sachstandsbericht zum Ende des Jahres, aus 
dem insbesondere hervorgeht, ob die eingeleiteten Maßnahmen ausreichend waren, um den 
Anbieterwechsel in der Praxis im erforderlichen Maß zu optimieren und an die Vorgaben des 
Telekommunikationsgesetzes anzupassen. 
 
5. Vor dem Hintergrund der aktuellen Ankündigung der DTAG, ihre Tarifstruktur für Flatrate-
Datentarife im Festnetz umzustellen, bittet der Beirat die Bundesnetzagentur um eine 
Stellungnahme. Dabei sollte insbesondere zur Konformität der geplanten Tarifstruktur mit der 
Netzneutralität und ggf. zu möglichen Eingriffsbefugnissen der Bundesnetzagentur Stellung 
genommen werden.  
 
Auch unabhängig vom konkreten Einzelfall bittet der Beirat die Bundesnetzagentur um ihre 
Stellungnahme, 
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- inwieweit bzw. unter welchen Voraussetzungen das Angebot von „Managed Services“ 
  einen Verstoß gegen Netzneutralität oder einen wettbewerbsrechtlichen Verstoß darstellen 
  kann und 
 
- wie im Falle zunehmender Etablierung von „Managed Services“ Marktmachtmissbräuche 
  verhindert werden können und die bislang gewohnte Qualität des „Best Effort Internets“ 
  gewährleistet werden kann. 


